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Nicht irgendein Scheißjob

Neuer Verein will »für Prostituierte und gegen Prostitution« kämpfen. Kritik an Gesetzentwurf aus dem Familienministerium

Von Jana Frielinghaus

Huschke Mau ist Anfang 30. Auf der Pressekonferenz am Montag in Berlin trägt sie Perücke und eine große Brille. Sie gehört zu den Gründerinnen von Sisters e.V., einem neuen gemeinnützigen Verein, der »für Prostituierte und gegen Prostitution« kämpfen will. Konkret will er Frauen, die im Gewerbe tätig sind, helfen, einen Ausbildungsplatz oder einen »normalen« Job zu finden und psychotherapeutische Beratung anbieten. 

Genau so ein Angebot habe sie vermisst, als sie selbst habe aussteigen wollen, sagt Huschke Mau. Sie habe mit 18 angefangen »anzuschaffen« und erst zehn Jahre später den Absprung geschafft – ganz allein, vor nunmehr dreieinhalb Jahren. In der Beratungsstelle, an die sie sich mit der Bitte um Hilfe beim Ausstieg wandte, habe man ihr lapidar gesagt: Dann geh doch einfach nicht mehr ins Bordell. Dabei sei dieser Schritt sehr schwer. Denn Huren haben »mit Drogen, Schulden, Süchten, Abhängigkeiten« zu tun. 

Nie, sagt Mau, habe sie eine Kollegin kennengelernt, die diese Arbeit wirklich freiwillig mache. Immer seien »extreme Notlagen« oder Gewalterfahrungen in der Kindheit beim Reinrutschen ins Milieu im Spiel gewesen. Sie selbst sei als Kind sexuell missbraucht worden und mit dem Gefühl aufgewachsen, sie sei »nur zum Ficken gut genug«. Als sie davon spricht, wie sie sich mit großen Alkoholmengen vor jedem »Termin« habe »wegschießen« müssen, um das auszuhalten, versagt ihr kurz die Stimme. Wie die anderen Vereinsgründerinnen wehrt sie sich gegen das Postulat, es gebe doch auch viele andere Jobs, die die Würde des Menschen verletzten. Sie jedenfalls kenne keine andere Tätigkeit, »bei der posttraumatische Belastungsstörungen und Süchte zum normalen Berufsrisiko gehören«. 

Was sie selbst erlitten hat, machte Huschke Mau zur vehementen »Abolitionistin«. Sie begrüßt ebenso wie Sabine Constabel, Vorstandsmitglied des neuen Vereins, das von der Bundesregierung geplante Prostituiertenschutzgesetz, das die Anmeldepflicht für jede Sexarbeiterin, Kondompflicht und andere Maßnahmen vorsieht. Es geht den Frauen von Sisters e.V., anders als den Vertreterinnen vieler Frauen- und Wohlfahrtsverbände (siehe dazu jW vom 22.9.), aber nicht weit genug. Sie plädieren für weitergehende gesetzliche Maßnahmen wie Freierbestrafung. Zudem sei es zum Schutz junger Frauen dringend nötig, das Mindestalter von 18 auf 21 Jahre heraufzusetzen, betont Constabel. 

Huschke Mau sieht die Männer, die Sex kaufen – pro Tag sollen es Schätzungen zufolge in Deutschland 1,2 Millionen sein –, aus eigener Erfahrung als Täter. Denn kein einziges Mal sei sie von einem Kunden gefragt worden, ob sie das freiwillig mache. »Das ist denen scheißegal«, sagt sie. Vielmehr fänden sie es »geil, Frauen benutzen zu dürfen«. Und: »Was Männer im Puff lernen, tragen sie in die Gesellschaft hinein.« Ein Blick auf »Bordellrezensionen« auf den einschlägigen Internetseiten zeige deutlich, wie Freier die Frauen sehen. 

Sabine Constabel, die den neuen Verein zusammen mit der SPD-Politikerin Leni Breymaier leitet, ist seit 25 Jahren Sozialarbeiterin in Stuttgart und hat sich immer für Prostituierte engagiert. In der baden-württembergischen Landeshauptstadt seien mittlerweile 80 bis 90 Prozent der Prostituierten sehr junge osteuropäische Frauen, vor allem Rumäninnen. Zumindest für Stuttgart könne sie sagen, dass 90 Prozent nicht freiwillig Hure sind – auch wenn sie mehrheitlich keine Opfer von Menschenhandel im Sinne des Strafgesetzbuches seien. Die Frauen seien »nicht im Sozialsystem und nicht krankenversichert«, die Jobcenter seien für sie nicht zuständig, wenn sie von Bordellbetreibern vor die Tür gesetzt werden. Vom Sozialamt gebe es höchstens »ein Ticket ins Heimatland«. Für diese Prostituierten wäre die vom Gesetzgeber geplante verpflichtende Registrierung »eine Chance«, meint Constabel. Hinter den Frauen stünden oft Großfamilien aus bitterarmen Regionen Südosteuropas. Den jungen Frauen werde ein Küchenjob oder ähnliches angekündigt. In ihrer Heimat finde weder in den Schulen Sexualaufklärung statt, noch werde in den Familien über Sexualität gesprochen – geschweige denn über das, was Mädchen in Westeuropa tun. Daher sei es für die Betroffenen ein tiefer Schock, wenn sie den ersten Sex mit einem Fremden haben müssen. Zugleich sei der Druck auf sie groß, Geld nach Hause zu schicken. 

Die Alternativen, die Constabel den jungen Frauen bieten kann, sind bescheiden. Zumindest in Stuttgart gebe es »viele Jobs im Niedriglohnbereich«, sagt sie auf jW-Nachfrage. Für 1.000 Euro netto monatlich seien Stellen als Küchenhilfe, Reinigungskraft oder als Zimmermädchen zu bekommen, für die es zu wenige deutsche Bewerber gebe, denn diese Beträge würden in etwa dem entsprechen, was in der teuren Stadt ein Hartz-IV-Bezieher inklusive der Kosten der Unterkunft erhalte. Wenn sie es geschickt anstellten, könnten die Frauen auch bei so geringen Einkünften noch etwa 50 Euro monatlich in die Heimat überweisen, sagt Constabel. 

Von den Fachleuten, die das Bundesfamilienministerium zu einer Fachkonferenz zum geplanten Gesetz am gestrigen Donnerstag und am heutigen Freitag eingeladen hat, halten die Vereinsgründerinnen nicht viel. Dort referierten »ausschließlich ausgewiesene Befürworterinnen der Prostitutionsindustrie«. Als solche bezeichnen sie beispielsweise die Vertreterinnen des »Berufsverbandes erotische und sexuelle Dienstleistungen«, den Sexarbeiterinnen Ende 2013 gegründet hatten. Diese lehnen eine weitere Regulierung des Gewerbes als Stigmatisierung der Huren ebenso ab wie eine Kriminalisierung von Freiern. Gleichwohl betonen auch sie, dass die Unterstützungsangebote für Ausstiegswillige stark ausgebaut werden müssten. 

